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Ihre Kleine Anfrage vom 22.06.2026 betr. Bauvorhaben auf dem Gelände des Gesundheitsamtes 

 

 

Sehr geehrter Herr Stadtverordneter Franke, 

 

Ihre o. g. Kleine Anfrage wurde mir federführend zugeleitet. Ich beantworte Ihre Fragen im 

Folgenden.   

 

Frage 1:  

Wie ist der Stand bei der Ausarbeitung des Bebauungsplans für dieses Projekt? 

 

Antwort:  

Bei dem gesamten, zu entwickelnden, Areal des Gesundheitsamts und des angrenzenden kleinen 

Parkplatzes handelt es sich um eine Gesamtfläche von 5.621 qm (Flurstücke 18 Nr. 225/11, 18 Nr. 

225/12, 18 Nr. 225/13 und 18 Nr. 225/15). Bei dem Flurstück 18 Nr. 225/15 handelt es sich um 

einen kleinen, bislang unbewirtschafteten Parkplatz, den die Mieter der angrenzenden 

Wohnbebauung genutzt haben. Dieses Grundstück weist eine Größe von 1.160 q auf. Damit hat die 

Wissenschaftsstadt Darmstadt nur einem sehr kleinen Anteil an dem zu entwickelnden Areal 

beigetragen.  

Für diesen Bereich gilt der rechtskräftige Bebauungsplan W 6.2 „Ingelheimer Straße/Niersteiner 

Straße“, in Kraft getreten am 27.08.1985. Dieser setzt hier eine Fläche für den Gemeinbedarf mit 

der Zweckbestimmung Verwaltungsgebäude (Gesundheitsamt) fest. 

Im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten wird derzeit vom Fachamt geprüft, ob eine 

Änderung/Teilaufhebung des Bebauungsplans erforderlich ist oder ob eine Genehmigung auf 

Grundlage des § 31 (3)/ Bauturbo möglich ist. Sollte letzteres möglich sein, wird so verfahren. 

 

Frage 2:  

Soll der Quotenbeschluss für geförderten Wohnraum über den Kaufvertrag oder den Bebauungsplan 

umgesetzt werden, oder sind ersatzweise andere Regeln zur Sicherstellung der Bezahlbarkeit der 

dort geschaffenen Studierendenwohnungen vorgesehen? 
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Antwort:  

Der Kaufvertrag sieht keinerlei Regelung hinsichtlich Wohnraum vor. Ich verweise darauf, dass die 

Stadt wie oben beschrieben nur einen kleinen Teil des Geländes verkauft hat. Eine Regelung zum 

sozial geförderten Wohnungsbau im Kaufvertrag wäre auch nur für die städtischen 

Grundstücksanteile möglich gewesen und wurde aufgrund der begrenzten Fläche nicht 

vorgenommen. 

 

Frage 3:  

Warum wurde auf einen Bieterwettbewerb bzw. ein Konzeptverfahren beim beschlossenen bzw. 

geplanten Verkauf der Flächen verzichtet? 

  

Antwort:  

Der Käufer hat das Gelände des ehemaligen Gesundheitsamts vom Zweckverband Gesundheitsamt 

und damit von einer externen juristischen Person des öffentlichen Recht erworben. Ein Verkauf der 

städtischen Fläche an einen anderen Interessenten hätte keinen Sinn ergeben. 

 

Frage 4:  

Wurden außer beim Verkauf des Marienplatzes noch weitere ähnliche Konzeptverfahren  

durchgeführt? Welchen Stellenwert misst der Magistrat dem Wettbewerb zwischen Investoren als  

Grundlage für die Entscheidung zum Verkauf städtischer Flächen zu? 

 

Antwort:  

Die Konzeptvergabe ist ein sehr gutes Instrument, um Qualitäten im Entwurf oder in der 

Durchführung von Bauvorhaben zu sichern. Allerdings müssen bei der Ausschreibung einer 

Konzeptvergabe sämtliche Kriterien und Anforderungen bereits bekannt sein, da sich ein Investor 

oder ein Investorin auf dieser Grundlage bewirbt und eine entsprechende Kostenkalkulation 

vornimmt. 

 

Wenn sich im weiteren Verfahren die Rahmenbedingungen ändern (weitere städtische Beschlüsse, 

Vorgaben zum Klimaschutz, etc) können diese nicht mehr berücksichtigt werden, weil damit die 

Bewerbungsgrundlagen zur Konzeptvergabe geändert werden und dann die Investorin oder der 

Investor dieses nicht berücksichtigen konnte. Das würde zur Aufhebung des Verfahrens führen.  

Die Konzeptvergabe stellt bei Vorhaben, die in eine direkte Umsetzung kommen, ein sehr gutes 

Instrument zur Sicherung der Qualität dar. Bei Vorhaben, die noch nicht über Planungsrecht 

verfügen und ein Bauleitplanverfahren benötigen, müssen die Vorgaben zu einem Zeitpunkt 

erfolgen, an dem viele Fragen noch offen sind. Es werden dann Festlegungen getroffen, die im 

weiteren Verfahren gegebenenfalls anders beurteilt werden. Ein Beispiel hierfür ist der Marienplatz: 

die Grundlagen hierfür wurden 2018 aufgestellt, das Bauleitplanverfahren wurde 2024 

rechtskräftig, die Bebauung startet jetzt in 2026. In diesem Zeitraum wurden mehrere städtische 

Beschlüsse gefasst, die im B-Planverfahren nicht berücksichtigt werden konnten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Paul Georg Wandrey 

Stadtrat          

 

 

 

 

 


